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Richtlinien

Richtlinien für die Gewährung von Zuschüssen 
für Bildungsveranstaltungen mit Erwachsenen 

Im Bereich der 
Evangelischen Landeskirche In Baden 

(EB-Zuschußrichtlinien)

Vom 20. Dezember 1994

Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt aufgrund von 
§ 94 des Kirchlichen Gesetzes über die Vermögens- 
verwaltung und die Haushaltswirtschaft der Evange­
lischen Landeskirche in Baden (KVHG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1991 (GVBI. 
Seite 161) folgende Richtlinien:

I.

Für Bildungsveranstaltungen mit Erwachsenen im Be­
reich der Evangelischen Landeskirche in Baden gewährt 
die Landeskirche Zuschüsse unter den im felgenden 
aufgeführten Bedingungen.

1. Antrags- und Abrechnungsverfahren

1.1 Zuschüsse können erhalten
a) Pfarr-/Kirchengemeinden, Dekanate sowie be­

zirkliche und regionale Einrichtungen und Dienste 
im Bereich einer Einrichtung Evangelischer Er­
wachsenenbildung (Bezirks-/Regionalstellen der 
Evangelischen Erwachsenenbildung in Baden 
(EEB)),

b) landeskirchliche Dienste nach der Ordnung der 
EEB, § 6 Abs. 1.

1.2 Als Antrag auf Zuschuß gilt in der Regel die 
gelegte Abrechnung.

Besonders (formlos) zu beantragen sind 
schüsse für

vor-

Zu-

a) Veranstaltungen, für die mehr als 1.000,- DM 
Zuschuß erwartet werden. Der Antrag ist zwei 
Monate vor der Veranstaltung mit Angaben 
zu Programm, Teilnehmer/-innenzahl, Ort und 
voraussichtlichen Gesamtkosten zu stellen;

b) Veranstaltungen für besondere Zielgruppen 
mit spezifischem Programmangebot (siehe 
Ziffer 4.4 i)).

1.3 Anträge/Abrechnungen sind

von Veranstaltern gemäß Ziffer 1.1 a) bei den Be- 
zirks-/Regionalstellen EEB,

von Veranstaltern gemäß Ziffer 1.1 b) unmittelbar 
bei der Landesstelle für Evangelische Erwachsenen­
bildung in Baden im Evangelischen Oberkirchenrat 
einzureichen.

1.4 Die Abrechnung ist auf einem Formblatt vorzu­
nehmen und mit Belegen, zwei Programmen, unter­
schriebenen Teilnehmer/-innenlisten (bei Veran­
staltungen mit Übernachtung) sowie mit Angaben 
zur Finanzierung vorzulegen.

1.5 Zuwendungen Dritter (zum Beispiel anderer landes­
kirchlicher Einrichtungen, kommunaler und staatli­
cher Stellen sowie gesellschaftlicher Gruppen) sind 
vorrangig in Anspruch zu nehmen und bei den An­
gaben zur Finanzierung aufzuführen.
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1.6

2.

2.1

Die Abrechnung ist innerhalb eines Monats nach 
Abschluß der Veranstaltung vorzulegen. Bei Ver­
anstaltungen im Dezember muß diese Vorlage bis 
zum 15. Januar des folgenden Jahres erfolgen.

Voraussetzungen

Zuschüsse werden für Bildungsveranstaltungen im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushalts­
mittel gewährt Sollte sich nach erteilter Zuschuß­
gewährung erweisen, daß die bezuschußte Bildungs­
veranstaltung nicht den Zuschußrichtlinien entspricht, 
ist der Zuschuß zurückzuzahlen.

2.2 Zuschüsse können nur gewährt werden, wenn 
folgende Voraussetzungen vorliegen und folgende 
Verpflichtungen übernommen werden:

a)

b)

c)

d)

e)

Einhaltung dieser Richtlinien sowie der ein­
schlägigen Bestimmungen des Kirchlichen Ge­
setzes über die Vermögensverwaltung und die 
Haushaltswirtschaft in der Evangelischen Landes­
kirche in Baden (KVHG) in der Fassung vom 20. De­
zember 1991 (GVBI. Seite 161); Beachtung des 
Honorareriasses in der jeweils gültigen Fassung 
sowie der Verpflichtung zur Versteuerung der 
Honorare (nach den jeweils gültigen steuer­
rechtlichen Bestimmungen). Soweit unmittelbar 
oder mittelbar Zuschüsse aus Fördermitteln 
des Landes oder des Bundes gewährt werden, 
haben die Empfänger die entsprechenden Be­
dingungen der Bewilligungsbescheide anzu­
erkennen.

Teilnehmer/-innenbeiträge sind in angemessener 
Höhe auszuweisen; bei Veranstaltungen mit Über­
nachtung ist von den Teilnehmer/-innen ein Eigen­
beitrag in Höhe von mindestens 35% der Aufent­
haltskosten zu leisten.

Von dieser Regelung kann abgewichen werden 
bei Veranstaltungen für Mitarbeiter/-innen ent­
sprechend Ziffer 4.4 d).

Soweit der Veranstalter zur Finanzienjng einer 
Veranstaltung eigene Mittel einsetzt, müssen 
diese zusammen mit den Teilnehmer/-innen- 
beiträgen mindestens 1/3 der Kosten ohne Fahrt 
ausmachen.

Die Veranstaltungen müssen in geeigneter Form 
öffentlich (z. B. Schaukasten, kommunale Infor­
mationsblätter, Tagespresse) bekanntgemacht 
werden und der Veranstalter ggf. in einem 
Programm der Bezirks- / Regionalstelle EEB 
aufgeführt sein.

Beteiligung der Zuschußempfänger an der jähr­
lichen (statistischen) Erhebung der Bildungs­
veranstaltungen.

2.3 Für Veranstaltungen im Ausland, für die ein Zu­
schuß nicht gemäß Ziffer 4.4 j) ausgeschlossen ist, 
wird nur in Ausnahmefällen ein Zuschuß gewährt

Solche Ausnahmefälle sind zum Beispiel: Tagungen 
und Seminare (bis zu 4 Übernachtungen) mit inten­
sivem Programm, für deren Veranstaltung der Ta­
gungsort tragende Funktion hat, oder Tagungen im 
benachbarten Ausland (bis zu 4 Übernachtungen), 
die in keiner landeskirchlichen Tagungsstätte auf­
genommen werden konnten. Ein Zuschußantrag ist 
zwei Monate vorher ggf. über die zuständige Be- 
zirks-/Regionalstelle EEB bei der Landesstelle für 
Evangelische Erwachsenenbildung in Baden zu
stellen.

3. Anrechenbare Kosten

3.1 Als Kosten im Sinne dieser Richtlinien gelten Auf­
wendungen für Referenten/-innen, Leiter/-innen und 
Mitarbeiter/-innen, Arbeitsmittel, Werbung, Unter­
kunft und Verpflegung sowie für angemietete Räume 
oder Grundstücke. Letztere können nur in Ansatz ge­
bracht werden, wenn die Veranstaltungen nicht in 
kirchen- oder gemeindeeigenen Räumen stattfinden. 
Fahrtkosten der Teilnehmer/-innen werden nicht 
berücksichtigt Kosten für Verpflegung können nur 
bei Veranstaltungen mit mindestens 4 Unterrichts­
einheiten (1 UE - 45 Minuten) angerechnet werden.

3.2 Honorarkosten werden bis zu der im Honorarerlaß 
des Evangelischen Oberkirchenrats vorgesehenen 
Höhe berücksichtigt

3.3 Kosten für Leiter/-in und Mitarbeiter/-in:

Bei Gnjppen von 10 Teilnehmer/-innen werden 
Kosten für eine/n Leiter/-in berücksichtigt Für 
jeweils 10 weitere Teilnehmer/-innen kann ein/e 
weitere/r Leiter/-in / Mitarbeiter/-in anerkannt werden.

Sofem es die didaktische Anlage der Veranstaltung 
erfordert, kann ausnahmsweise von dieser Regel 
abgewichen werden.

3.4 Reisekosten für Leiter/-innen und Mitarbeiter/-innen

Leiter/-innen und Mitarbeiter/-innen, die im kirchlichen 
bzw. diakonischen Dienst stehen, erhalten Reise­
kostenvergütung entsprechend den Bestimmungen 
der Evangelischen Landeskirche in Baden. Sonstige 
Mitarbeiter/-innen erhalten freie Unterkunft und 
Verpflegung sowie Ersatz ihrer Fahrtkosten und 
sonstigen Auslagen nach den jeweils maßgebenden 
Bestimmungen.

4. Zuschußberechnung

4.1 Berechnungsgrundlage für die Zuschüsse sind die 
nachgewiesenen Kosten (Ziffer 3). Die Zuschußhöhe 
bemißt sich, wie unter Ziffer 4.4 erläutert, nach der Art 
der Veranstaltung.

Zuschüsse werden jedoch höchstens bis zur Höhe 
des in der Abrechnung ausgewiesenen Defizits ge­
währt
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4.2 Familienbonus

Bei Veranstaltungen mit Übernachtung für Familien 
werden Sonderzuwendungen von Z- DM je Teil- 
nehmer/-in gewährt

4.3 Sonderregelungen

In besonders gelagerten Fällen, zum Beispiel bei 
ökumenischen Bildungswerken oder örtlichen 
Bildungseinrichtungen mit umfassendem Angebot 
und eigenem Personalaufwand, kann ein jährlicher 
Pauschalzuschuß auf der Grundlage der nach­
gewiesenen Unterrichtseinheiten (UE) vereinbart 
werden. Eine solche Vereinbarung bedarf der Zu­
stimmung des Vorstands der EAEB.

4.4 Zuschußberechnung nach Art der Veranstaltung

Art der Veranstaltung Zuschußhöhe = 
% der Kosten

a) Tagungen, vor Ort
oder mit bis zu 4 Übernachtungen 
mit intensivem Bildungsprogramm, 
einschließlich offene Tagungen 
zur Qualifizierung für die Bildungsarbeit 
mit Erwachsenen (je Tag mindestens 6 UE, 
insgesamt mindestens 10 UE, 
An- und Abreisetag = 1 Tag)

b) Tagungen wie a)
mit mehr als 4 Übernachtungen

c) Tagungen bis 4 Übernachtungen 
mit beiläufigem Bildungsprogramm 
(mindestens 4 UE je Tag, 
An- und Abreisetag = 1 Tag)

d) Tagungen mit intensivem Programm 
(siehe die bei a) aufgeführten Kriterien) 
für Mitarbeiter/-innen (z. B. Kirchen­
älteste, Sekretärinnen usw.)

e) Fortbildungsveranstaltungen für 
Mitarbeiter/-innen, die der erwachsenen- 
pädagogischen Qualifikation dienen 
(siehe die bei f) aufgeführten Kriterien)

0 Seminare (mindestens 4 UE, mehrere 
Abende / Veranstaltungseinheiten 
im Abstand von höchstens 4 Wochen), 
Halbtagesseminare, Studientage

g) Näh-, Gymnastik-, Bastel-, Mal-, 
Kochkurse u.ä.

h) Vorträge (mindestens 2 zusammen­
hängende Vorträge)

i) Veranstaltungen für Zielgruppen, die der 
besonderen finanziellen Förderung be­
dürfen, mit spezifischem Programm­
angebot (mindestens 3 UE je Tag)

25%

20%

15%

20%

20%

20%

10%

20%

10%
höchstens 1.000,- DM

j) Studienreisen, Studien-, Begegnungs- 
und Besichtigungsfahrten, Ferienfreizeiten,
Konzert-, Theater-, Filmveranstaltungen,
Dichterlesungen,
musikalische Veranstaltungen, 
Veranstaltungen für hauptamtliche
kirchliche Mitarbeiter/-innen kein Zuschuß

Erläuterungen zu 4.4

1. Kriterien für eine Bildungsveranstaltung (zu a) bis i)) 
sind:

Inhalt: Thema aus den Bereichen Theologie, 
Kirche, Weltanschauung, Religion, Ethik, Gesell­
schaft, Politik, Geschichte, Soziologie, Psycho­
logie, Recht, Beruf, Arbeit, Wirtschaft, Erziehung, 
Literatur, Kunst.
Methodisch-didaktische Anlage: Ausrichtung 
auf eine inhaltliche Problemstellung mit der 
Zielsetzung Information, Auseinandersetzung, 
Meinungs- und Urteilsbildung, Befähigung zum 
Handeln.
Nicht als Bildungsveranstaltungen gelten Ver­
anstaltungen mit gottesdienstlichem oder seel- 
sorgerlichem Charakter und/oder mit evan­
gelistisch-missionarischer Zielsetzung. Unter 
diesen Gesichtspunkten sind Bibelabende, Ver­
anstaltungen der Bibelwoche zu „gemeinde- 
internen“ Fragen zu überprüfen. Ebenfalls gelten 
Kirchenchor- und Posaunenchorproben nicht 
als Bildungsveranstaltung.

2. zu a) bis d)

Gottesdienste und Andachten (.Besinnungen“/ „Me­
ditationen“) sowie die Vorbereitung dazu können 
bei der Berechnung der Unterrichtseinheiten einer 
Tagung nicht berücksichtigt werden, Bibelarbeiten 
nur, wenn sie in erkennbarem Zusammenhang 
zum Tagungsthema und Tagungsziel stehen.

3. zuf)

Kennzeichen eines Seminars: Mehrteilige Veran­
staltung unter einem Gesamt-Thema (Gesamt- 
Thema/Einzelthemen); die Teilnehmer/-innen aktiv 
einbeziehende Arbeitsformen (im Unterschied zu 
Vortragsreihen)

4. zu g)

„Kurse“ sind Veranstaltungen mit regelmäßigen und 
häufigen Treffen, auch über einen längeren Zeit­
raum, und mit dem Ziel, Fertigkeiten (z. B. kreative) 
zu vermitteln oder zu fördern.

5. zu i)

Besondere Zielgruppen sind z. B. Alleinerziehende, 
Arbeitslose mit ihren Familien. Die Zuschußgewährung 
setzt die Beratung mit der zuständigen Bezirks-/ 
Regionalstelle EEB, ggf. mit der Landesstelle für 
Evangelische Erwachsenenbildung in Baden voraus.
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6. Beratung: Zuständige Bezirks-/Regionalstellen EEB, 
ggf. Landesstelle für Evangelische Erwachsenen­
bildung in Baden.

II.

Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1995 in Kraft.
Zugleich treten die Erlasse vom 1. Dezember 1980 
(AZ: 73/10-12805), 21. Mai 1982 (AZ: 73/10-2659),

13. Juni 1983 (AZ: 73/10-2783/83) und die Richtlinien 
vom 15. Juli 1986 (AZ: 73/10-1401) außer Kraft

Karlsruhe, den 20. Dezember 1994

Evangelischer Oberkirchenrat

Baschang

(Oberkirchenrat)
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Richtlinien für Glocken im kirchlichen Gebrauch 
(Glocken-RL)

Vom 10. Januar 1995

Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt aufgrund von 
§ 127 Abs. 2 Nr. 10 der Grundordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. September 1990 (GVBI S. 145), 
geändert durch kirchliches Gesetz vom 28. April 1994 
(GVBI. S. 65), folgende Richtlinien:

Diese Richtlinien wenden sich an alle Ältestenkreise 
und Kirchengemeinderäte, um die Bedeutung und die 
Berechtigung kirchlichen Glockengeläutes zu verdeut­
lichen und um das Bewußtsein für „richtiges“ Läuten zu 
wecken und zu erhalten. Sie sollen Anregungen, Hilfen 
und Regeln für Nutzung und das Geläute betreffende 
Entscheidungen geben.

a) Beim Anläuten mehrerer Glocken wird mit der 
kleinsten Glocke begonnen, erst wenn diese voll 
ausschwingt, kommt die nächst größere hinzu. 
Das Ausläuten geschieht in der gleichen Reihen­
folge, so daß die kleinste Glocke zuerst und die

A Allgemeines

Glocken „... sollen die Gemeinde zum Gottesdienst 
rufen, zum Gebet einladen und auf den Stationen des 
Lebens begleiten. Der Stundenschlag der Glocke soll 
daran erinnern, daß unsere Zeit in Gottes Händen steht“ 
(Agende für die Evang. Landeskirche in Baden 1987, Band 5, 
S. 198).

Die Glocke ist „auch heute noch zahllosen christlichen 
Menschen Anruf und Botschaft aus der Welt Gottes. 
Über alle Glockenpoesie und Glockenromantik hinaus 
vernimmt auch der Mensch unserer Zeit noch die Höhe 
und Tiefe, die sie zu verkünden hat. Auf der Grenze vom 
Irdischen zum Überirdischen, im Dahinrinnen seines 
Lebenstages, erfährt er auch heute noch die Verkün­
digung der Hora, der Stunde, die ihn den wahren Rhyth­
mus seines Lebens finden läßt, weil in ihr Anruf und zu­
gleich Verheißung Gottes geschieht“ (Glocken in Ge­
schichte und Gegenwart 1986, S. 27)

B Läuteordnung 3.

I.

1.

Hinweise aus Erfahrung und Recht

Glocken bilden im Geläut ein Musikinstrument. Da 
auch eine Orgel etwa nicht ständig mit „vollem 
Werk“ gespielt wird, soll Sinn und Zweck einer 
Läuteordnung sein, die im Geläute vorhandenen 
verschiedenen klanglichen Möglichkeiten zu nutzen; 
in ihr werden Anlässe, Dauer und die verschiedenen 
klanglichen Zusammenstellungen des Geläutes fest­
gelegt. Die Gemeinde soll bereits am Klang der 
jeweiligen Glockenkombinationen Anlaß und Be­
deutung des Läutens erkennen können.

größte Glocke zuletzt verstummt

b) Das Einläuten am Vortag des Sonn- oder Feier­
tages soll ab einer Geläutegröße von 4 Glocken 
nicht mit allen Glocken geschehen.

c) Das Voriäuten mit einer Glocke ist im allge­
meinen nur vor dem Hauptgottesdienst üblich 
und geht dem Vollgeläute im Abstand einer 
halben oder vollen Stunde voraus.

d) Sonntage und Feiertage werden durch das 
Läuten von mehreren Glocken ausgezeichnet 
Ausnahme: Am Karfreitag wird zu den Gottes­
diensten entweder nicht (auch aus ökumenischer 
Rücksichtnahme) oder nur mit der größten Glocke 
geläutet

e) Bei großen Geläuten (ab etwa 5 Glocken) soll 
die größte Glocke nicht jeden Sonntag, son­
dern nur an Festtagen hinzutreten.

f) Die Betglocke soll nicht mehr als 3 x täglich 
geläutet werden.

g) Als Richtwerte für die Zeitdauer des Läutens 
gelten:
5-7 Minuten für das Zusammenläuten vor 
Gottesdiensten und Kasualien,
2-3 Minuten für das Gebetsläuten
Zu häufiges und zu langes Läuten ermüdet 
viele Zuhörer, kann das Geläute abwerten.

h) Einzelne Glocken bleiben besonderen Anlässen 
vorbehalten (Vaterunser, Taufe, Beerdigung). 
Glocken für diese Gelegenheiten nennt man 
Zeichen- oder auch Signierglocken.

Als Möglichkeiten für die Zuordnung einzelner 
Glocken werden vorgeschlagen:

Zweier- Dreier- Vierer- Fünfer­
geläute geläute geläute geläute

Taufglocke 
Trauglocke 
Sterbeglocke 
Betglocke 
Sonntagsglocke

ll 

II

I 

I

I

III 

III 

II 

1 

I

IV 

III 

II 

II

V 
IV 
III 
II 
I

4. Das Orgel- und Glockenprüfungsamt kann die Ge­
meinde bei der musikalisch sinnvollen Zusammen­
stellung von Teilgeläuten beraten.

2. Je mehr Glocken vorhanden sind, umso variations­
reicher kann die Läuteordnung gestaltet werden. 
Zahl und Größe der jeweils läutenden Glocken 
richten sich nach ihrer liturgischen und gottes­
dienstlichen Verwendung. Generell können folgende 
Festlegungen gelten:

II.

1.

Aufgaben für den Ältestenkreis/ 
Kirchengemeinderat .

Beraten und beschließen - wenn nicht bereits vor­
handen - einer Läuteordnung für Ihre Gemeinde. 
Dabei sollten örtliche Traditionen und die Läute­
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2.

3.

ordnung benachbarter Gemeinden berücksichtigt 
werden. Bei Bedarf arbeitet das Orgel- und Glocken­
prüfungsamt einen Vorschlag aus.

Erklärung der Läuteordnung in einer Gemeinde­
versammlung und im Gemeindebrief. Die einzelnen 
Glocken mit ihren Inschriften und ihrer Beschaffungs­
geschichte können dabei vorgestellt werden.

Die für das Läuten verantwortlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter werden in die Läuteordnung einge­
führt.

C Läuten bei besonderen Anlässen
5.

I. Hinweise aus Erfahrung und Recht

1.

3.

4.

Bei der Glockenweihe werden durch eine aus­
drückliche „Widmung“ die Zwecke und die Be­
stimmungen für das Läuten der Kirchenglocken 
festgelegt. Durch diese Weihe bzw. Widmung der 
Glocken in einem gottesdienstlichen Akt soll eine 
mißbräuchliche Verwendung abgewehrt werden: 
Die Kirchenglocken haben die Aufgabe, die Ge­
meinde zum Gottesdienst und zum Gebet zu rufen 
(vgl. § 1 der Orgel- und Glocken-VO vom 1. Sep­
tember 1992, GVBI. S. 161). Sie können bei be­
sonderen örtlichen Traditionen die Gemeinde nach 
dem Gottesdienst auch in den Alltag entlassen. Da 
auch kirchenmusikalische Veranstaltungen Ver­
kündigungscharakter haben, kann in diesen Fällen 
ein Vorgeläute erklingen, oder aber auch ein Nach­
geläute einem entsprechenden Konzert besinnlichen 
Abschluß verleihen. Dem Neujahrsläuten kann durch 
eine entsprechende Widmung kirchlicher Auftrag zu­
gewiesen werden.

In manchen Gemeinden dienen die Kirchenglocken 
aufgrund des Herkommens oder ausdrücklicher Ver­
einbarung mit der politischen Gemeinde auch noch 
sonstigen öffentlichen Zwecken (Zeitläuten, Läuten 
bei der Bestattung u.ä). Insbesondere waren Glocken 
häufig auch das Alarmsignal in besonderen Notfällen 
(Feuer- und Katastrophenalarm). Dabei ging es um 
Nächstenhilfe in einer Notlage zu einer Zeit, in der 
es noch kein Telefon und keine Sirenen gab. Sofern 
getroffene Vereinbarungen durch die inzwischen ein­
getretene Entwicklung überholt sind, muß mit dem 
Vereinbarungspartner eine entsprechende Revision 
angestrebt werden.

Grundsätzlich gilt, daß das Geläute nur in Zu­
sammenhang mit einer gottesdienstlichen Hand­
lung erklingen soll und auch nur in diesen Fällen 
rechtlichen Schutz genießt.

Um einen Mißbrauch des Geläutes wird es sich 
dann handeln, wenn kein erkennbarer Zusammen­
hang zwischen dem Läuten und dem Gottesdienst 
oder Gebet der Gemeinde besteht Dies trifft insbe­
sondere dann zu, wenn das Läuten benutzt wird,

6.

II.

1.

2.

3.

I.

1.

um auf allgemeine kulturelle oder gesellschaftliche 
Veranstaltungen hinzuweisen oder wenn politische 
Proteste und Aktionen durch Glockengeläut der 
Öffentlichkeit bekanntgemacht werden sollen. Da­
bei besteht heute eine besondere Schwierigkeit 
darin, daß politische Predigt und gesellschaftspoliti­
sche Aktionen von manchen Gemeindegliedem als 
konkretes christliches Zeugnis qualifiziert werden. 
Ein damit verbundenes Läuten der Kirchenglocken 
wird als Hinweis auf christliches Bekennen für legitim 
angesehen.

Gerade in dieser Situation ist um so größere Zurück­
haltung im Blick auf die Verwendung von Kirchen­
glocken geboten: Glocken läuten für die ganze Ge­
meinde. Es darf nicht der Anschein erweckt werden, 
daß ein einzelner oder eine Gruppe ihre Meinung 
oder Position, gleichsam durch Glocken verstärkt, 
anderen, die anders denken, aufnötigen. Über­
zeugungen einzelner oder gemeindlicher Gruppen 
sollen, auch wenn sie im Glauben begründet und 
von Gewissensüberzeugung getragen werden, im 
sachlichen Dialog mit anderen eingebracht, aber 
nicht vorschnell „an die große Glocke gehängt 
werden“.

Der unkritische Umgang mit Kirchenglocken in 
früheren Zeiten ist bekannt und wird heute auch 
allgemein verurteilt Freilich werden die sich daraus 
ergebenden Konsequenzen nicht von allen gleich 
gesehen. Die damals gemachten Fehler dürfen jeden­
falls heute, wenn auch unter veränderten Umständen, 
nicht wiederholt werden.

Aufgaben für den Ältestenkreis/ 
Kirchengemeinderat

Anlässe und Bräuche des ortsüblichen Läutens 
sind in der Läuteordnung festgelegt (vgl. II/1).

Der Ältestenkreis entscheidet gemäß § 22 der 
Grundordnung darüber, ob und wann die Glocken 
aus besonderem Anlaß (außerhalb der festgelegten 
Läuteordnung) geläutet werden.

Neben dem Ältestenkreis kann nur der Evangelische 
Oberkirchenrat in besonderen Fällen und aus An­
lässen gesamtkirchlicher Bedeutung Empfehlungen 
und Weisungen zum Läuten der Glocken heraus­
geben.

D Zeitläuten und Uhrschlag

Hinweise aus Erfahrung und Recht

Die Verwendung der Glocken als Zeitanzeiger (Uhr­
ersatz) beim Zeitläuten oder beim Uhrschlag ist 
eher weltlicher und nicht kirchlicher Natur. In vielen 
Orten übernimmt daher die politische Gemeinde die 
Kosten für den Unterhalt der Uhr und des Schlag­
werkes.
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2. Die vom Glockenschlagwerk und vom Geläute ab-

3.

4.

5.

gestrahlten Schallwellen unterliegen dem Bundes­
emissionsschutzgesetz. Wenn daher bestimmte Laut­
stärkewerte überschritten werden, muß im Streitfell 
die Lautstärke des Geläutes oder Uhrschlages redu­
ziert werden; vor allem nachts kann auch eine Ab­
schaltung des Schlagwerkes notwendig werden.

.Der Gesetzgeber unterscheidet zwischen weltlichem 
(Zeit-)Läuten und kirchlichem (Gebets-)Läuten. Oft­
mals weiß selbst die Gemeinde nicht um diesen 
Unterschied. Eine bewußte Widmung des Läutens 
an bestimmten Tageszeiten (Morgen-, Mittag-, Abend­
gebet) kann Unsicherheiten in der Bewertung des 
Läutens vermeiden helfen. Die Dauer des Gebets­
läutens sollte 2-3 Minuten nicht übersteigen.

Den unterschiedlichen Gebetszeiten kann jeweils 
eine andere Glocke zugewiesen werden. Bei der 
Auswahl helfen die Wort- und Bildzier der Glocken. 
Eine gleichmäßige Verwendung der einzelnen 
Glocken hilft auch den Verschleiß der technischen 
Anlage gleichmäßig zu verteilen.

Da immer mehr Menschen unterschiedliche Arbeits­
und Lebensrhythmen haben, wird empfohlen, die 
Lautstärke des Uhrschlages zu dämpfen oder auch 
auf den Uhrschlag zwischen 22.00 und 6.00 Uhr 
und auf das Läuten zwischen 20.00 und 7. 00 Uhr 
zu verzichten. Als frühester Zeitpunkt für das Ge­
betsläuten wird 700 Uhr empfehlen. An Sonn- und 
Feiertagen soll wegen des besonderen Ruhebedürf­
nisses der Bevölkerung mit dem Gebets- und Vor­
läuten erst später begonnen werden.

2.

3.

4.

IL

1.

2.

3.

IL

1.

Aufgaben für den Altestenkreis/ 
Kirchengemeinderat

Beratung, ob reines Zeitläuten (ohne Gebetswidmung) 
noch zeitgemäß ist und ggfls. Reduzierung von Läute­
dauer und Läuteanlässen.

4.

2. Widmung und Uhrzeiten des Gebetsläutens sowie 
dessen Zuordnung zu einzelnen Glocken müssen 
in einem Beschluß festgehalten werden.

3. Bei Anwohnerbeschwerden kann das Orgel- und 
Glockenprüfungsamt eine Schallpegelmessung 
durchführen und über Möglichkeiten der Redu­
zierung der Klangstärke informieren.

4. Bei Bedarf Ansprache des Themas auf einer Ge­
meindeversammlung, Information über die Rechts­
lage.

I.

1.

E Geläutebeschaffung und -pflege

Hinweise aus Erfahrung und Recht

Bei allen Fragen zur Beschaffung, Ergänzung oder 
Reparatur eines Geläutes werden die Gemeinden 
vom Orgel- und Glockenprüfungsamt beraten. Bei 
statisch-konstruktiven Fragen wird das Kirchen-

bauamt hinzugezogen. Als Grundlage hierfür dient 
die Verordnung über das Orgel- und Glocken­
wesen in der Fassung vom 1. September 1992 
(GVBI. S. 161).

Die Beratung soll dabei helfen, technische und 
musikalische Grundregeln zu beachten, durch die 
ein besonderer Wert des Geläutes erst erreicht 
und erhalten werden kann.

Die Sachverständigen des Amtes begutachten 
außerdem im Rahmen von Bezirksbereisungen die 
Geläute und geben Empfehlungen zur Geläute­
pflege ab.

In vielen Gemeinden zeigt sich die Wertschätzung 
gegenüber dem Geläute auch darin, daß dieses 
gepflegt wird. Verschmutzte und gefährliche Auf­
stiege, Glockenstuben voller Taubenkot und ver­
schlissene Glockenarmaturen beeinträchtigen die 
Zugänglichkeit oder steifen ein Sicherheitsrisiko dar.

Aufgaben für den Altestenkreis/ 
Kirchengemeinderat

Auswahl einer Person, die für die Aufeicht und Pflege 
des Geläutes und seines Umfeldes verantwortlich 
ist

Regelmäßige Kontrolle des Geläutes und einfache 
Reinigungs- und Wartungsarbeiten durch den oder 
die Beauftragte/n verlängert die Lebensdauer und 
verringert die Wartungskosten der Anlage.

Abschluß eines Wartungsvertrages mit einer ge­
eigneten Fachfirma Bei sorgfältiger Kontrolle durch 
die Gemeinde (siehe 1. + 2.) kann das Besuchs­
intervall durch die Fachfirma vertraglich auf 2 oder 
mehr Jahre gestreckt werden.

Bei Reparaturen am Geläute, die den üblichen 
Wartungsumfang überschreiten, ist vor Auftrags­
vergabe immer das Orgel- und Glockenprüfungs­
amt zu benachrichtigen.

F Inkrafttreten

Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1995 in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Bekanntmachung, das Läuten 
der Kirchenglocken betreffend, vom 25. März 1971 
(GVBI. S. 128), die Richtlinien für das Läuten der Kirchen­
glocken bei besonderen Anlässen vom 28. Mai 1985 
(GVBI. S. 93) sowie die Bekanntmachung, Empfehlungen 
des Amtes für Kirchenmusik für eine Läuteordnung für 
die Kirchen- und Pfarrgemeinden vom 17 Dezember 1985 
(GVBI. 1986, S. 7) außer Kraft

Karlsruhe, den 10. Januar 1995

Evangelischer Oberkirchenrat

Baschang 

(Oberkirchenrat)
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